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Nach § 4 der 21. Novelle zum Lastenausgleichsgesetz (LAG) ist 
dem Deutschen Bundestag zum 1. April 1972 erstmals darüber 
zu berichten, wie hoch die Kosten der Erfüllung der Ansprüche 
auf Hauptentschädigungen für Zonenschäden (§ 15 a LAG) nach 
den bisherigen Ergebnissen anzusetzen sind. Ich komme dieser 
gesetzlichen Pflicht mit dem anliegenden Bericht nach, der auf 
den statistischen Erhebungen der Ausgleichsverwaltung mit 
Stand vom 31. Dezember 1971 basiert. 
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Beridit 

des Bundesministers des Innern 
an den Deutsdien Bundestag 

nadi § 4 des Einundzwanzigsten Gesetzes zur Änderung 
des Lastenausgleichsgesetzes 

(21. ÄndG LAG) vom 18. August 1969 (BGBl. I S. 1232) 


Nach § 4 des 21. ÄndG LAG hat der Bundesminister für Ver- 
triebene, Flüchtlinge und Kriegsgeschädigte im Einvernehmen 
mit dem Bundesminister der Finanzen in den Jahren 1972, 1974 
und 1976 jeweils zum 1. April dem Deutschen Bundestag zu 
berichten, wie hoch die Kosten der Erfüllung der Ansprüche 
auf Hauptentschädigung für Zonenschäden {§ 15 a des Lasten- 
ausgleichsgesetzes) nach den bisherigen Ergebnissen anzu- 
setzen sind. 

Im Einvernehmen mit dem Bundesminister für Wirtschaft und 
Finanzen lege ich dem Deutschen Bundestag hiermit folgenden 
Bericht nach den statistischen Ergebnissen mit Stichtag vom 
31. Dezember 1971 vor: 

Die bisherigen statistischen Erhebungen reichen noch nicht aus, 
um schon jetzt eine sichere Schätzung des Gesamtaufwandes 
für die Erfüllung der Ansprüche auf Hauptentschädigung für 
Zonenschäden vorzunehmen. Die Unsicherheiten beruhen ins- 
besondere darauf, daß die allgemeine Antragsfrist für die Fest- 
stellung von Zonenschäden nach § 30 des Beweissicherungs- und 
Feststellungsgesetzes (BFG) erst am 31. Dezember 1972 abläuft 
und erfahrungsgemäß die Antragseingänge vor dem Ablauf von 
Antragsfristen erheblich ansteigen. Ferner ergeben die bisher 
entschiedenen Fälle auf Zuerkennung von Hauptentschädigung 
für Zonenschäden noch keinen mit ausreichender Sicherheit 
schätzbaren Durchschnittbetrag der Hauptentschädigung. 

Insgesamt sind eingegangen 384079 Anträge auf Feststellung 
von Zonenschäden nach dem am 30. Mai 1965 in Kraft getre- 
tenen Beweissicherungs- und Feststellungsgesetz (BFG). 


Die Entwicklung zeigt folgendes Bild: 


1965 

43 932 

1966 

87 162 

1967 

40 677 

1968 

28 464 

1969 

42 001 

1970 

62 083 

1971 

79 760 


384 079 


Hiervon wurden 81 908 Fälle positiv entschieden. 


2 



Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Dnidcsadie VI/ 3300 


Von den positiv entschiedenen Fällen wurde in 56 000 Fällen 
Hauptentschädigung mit einer Gesamtsumme (Grundbeträge) 
von 419 Mio DM zuerkannt. Hiervon wurde in 35 000 Fällen der 
Anspruch auf Hauptentschädigung voll erfüllt. Der Gesamt- 
betrag der erfüllten Hauptentschädigungsansprüche betrug 
unter Berücksichtigung der anderen Erfüllungsformen (z. B. 
durch Umwandlung von Darlehen und Anrechnung auf die be- 
sondere laufende Beihilfe) 264,4 Mio DM. 

Der Durchschnittsbetrag der zuerkannten Grundbeträge beträgt 
rd. 7530 DM. Er entwickelt sich rüthläufig. Dies entspricht auch 
den bei der Hauptentschädigung für Schäden nach dem Fest- 
stellungsgesetz (FG) früher gemachten Erfahrungen. Es ist zu 
erwarten, daß der Durchschnittsbetrag der Hauptentschädigung 
für Zonenschäden zwar noch weiter zurückgehen wird, doch 
wird er nach den bisher möglichen Schätzungen im Endergebnis 
sehr viel höher liegen als der Durchschnittsbetrag bei Vertrei- 
bungsschäden, der z. Z. 4839 DM beträgt. 

Um eine zuverlässige Schätzung des Gesamtaufwandes der 
Kosten für die Abgeltung von Zonenschäden geben zu können, 
wäre die Klärung folgender Vorfragen notwendig: 

a) Wieviel Anträge auf Schadensfeststellung für Zonenschäden 
werden noch bis zum Ablauf der Antragsfrist (31. Dezember 
1972) gestellt werden? 

b) Wieviel dieser Anträge werden positiv entschieden werden 
können? 

c) Wieviel Ansprüche auf Hauptentschädigung werden auf- 
grund der positiv entschiedenen Anträge auf Schadensfest- 
stellung zuerkannt werden? 

d) Wie hoch wird der durchschnittliche Grundbetrag der Haupt- 
entschädigung für Zonenschäden sein? 

e) In welchem Verhältnis werden diese Ansprüche bar oder 
auf andere Weise erfüllt? 

f) Für welchen Durchschnittszeitraum werden zu den zuerkann- 
ten Grundbeträgen Zinszuschläge zu gewähren sein? 

Aus den eingangs genannten Gründen kann im gegenwärtigen 
Zeitpunkt keine dieser Fragen mit ausreichender Sicherheit be- 
antwortet werden. 

ln der Begründung zum 21. ÄndG LAG hatte die damalige Bun- 
desregierung bereits auf die erheblichen Unsicherheiten bei der 
Schätzung des Gesamtaufwandes für die Abgeltung von Zonen- 
schäden hingewiesen. Sie hatte die Kosten für die Soziallösung 
des 21. ÄndG LAG auf 2,0 bis 2,6 Mrd DM veranschlagt. In 
der Begründung zum 23. ÄndG LAG, mit dem die sozialen 
Beschränkungen des 21. ÄndG LAG seit dem 1. Januar 1971 
fortgefallen sind, hatte die jetzige Bundesregierung auf das 
Risiko einer Überschreitung der seinerzeit auf 2,6 Mrd DM ge- 
schätzten Kosten hingewiesen. 
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Unter Berücksichtigung der bis zum Ende der allgemeinen An- 
tragsfrist zu erwartenden und danach noch eingehenden An- 
träge von Geschädigten, die erst später in die Bundesrepublik 
zuziehen, kann man nach gegenwärtigem Stand z. Z. nur fol- 
gende grobe Schätzung vornehmen; 

Anträge auf Schadensfeststellung insgesamt rd. 530 000 
davon positiv zu entscheiden rd. 430 000 

Durchschnittsgrundbetrag rd. 6 400 DM 

430 000 X 6400 = rd. 2,7 Mrd. DM Grundbetrag. 

Hierzu kommen bei einem durchschnittlichen Zinslauf von 5 bis 
6 Jahren Zinszuschläge in Höhe von 500 bis 600 Mio DM. Die 
Gesamtkosten wären hiernach mit rd. 3,2 Mrd. DM anzusetzen. 
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